
 

  

S 33 AS 516/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land -
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Erstattungsbescheid

Erbe
Erstattungsanspruch
Ermessen
Vertrauensschutz
Nachlass
Leistungen ohne Verwaltungsakt
Befreiung von Verbindlichkeiten

Leitsätze 1. Die Erstattung von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts, die nach
dem Tod des Leistungsberechtigten
ausgezahlt worden sind, erfolgt
gegenüber dem Erben nach § 50 Abs 2
SGB X.
2. Soweit in der Grundsicherung für
Arbeitsuchende Leistungen ohne
Verwaltungsakt zu Unrecht erbracht
wurden und der Empfänger sich nicht auf
Vertrauensschutz berufen kann, hat das
Jobcenter bei Erlass des
Erstattungsverwaltungsakts kein
Ermessen auszuüben.

Normenkette SGB X § 50 Abs 2 SGB X
SGB II § 40 Abs 2 Nr 3
SGB III § 330 Abs 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 33 AS 516/17
Datum 19.07.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 AS 514/22
Datum 23.10.2024

3. Instanz
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Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 19. Juli 2022 wird aufgehoben und die
Klage abgewiesen. 

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Der Streitwert wird fÃ¼r das Berufungsverfahren auf 1.468 â�¬ festgesetzt.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten im Verfahren darÃ¼ber, ob der Beklagte und
BerufungsklÃ¤ger (im weiteren Beklagter) vom KlÃ¤ger und Berufungsbeklagten (im
weiteren KlÃ¤ger) als Alleinerbe die Erstattung von Leistungen verlangen kann, die
nach dem Tod an einen LeistungsempfÃ¤nger erbracht worden sind. 

Auf den Weiterbewilligungsantrag vom 6. Oktober 2015 des 1952 geborenen N. M.
hatte der Beklagte mit Bescheid vom 8. Oktober 2015 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch â�� Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitsuchende (SGB II) fÃ¼r den Zeitraum von November 2015 bis Oktober
2016 i.H.v. 729 â�¬/Monat bewilligt. Mit dem Ã�nderungsbescheid vom 29.
November 2015 hatte der Beklagte ab Januar 2016 Leistungen i.H.v. 734 â�¬/Monat
bewilligt. Die Auszahlung war auf das Konto des Leistungsbeziehers erfolgt. 

Am 5. April 2016 teilte der KlÃ¤ger dem Beklagten telefonisch mit, dass sein Vater
am 26. Februar 2016 verstorben sei. Er reichte am 6. April 2016 die Sterbeurkunde
vom 4. MÃ¤rz 2016 ein. Der Beklagte teilte ihm daraufhin mit, dass Leistungen bis
30. April 2016 gezahlt worden seien. 

Mit Erstattungsbescheid vom 26. Mai 2016 machte der Beklagte eine Erstattung
i.H.v. 1.468 â�¬ gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger geltend. Der Leistungsanspruch habe
mit dem Ende des Monats, in dem der Leistungsbezieher verstorben sei, geendet.
Zahlungen seien jedoch bis zum 30. April 2016 erfolgt. Die Ã�berzahlung sei daher
nach Â§ 50 Abs. 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch,
Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X) durch den KlÃ¤ger zu
erstatten, wenn dieser Erbe sei. Die Regelungen in Â§ 45 und Â§ 48 SGB X gÃ¤lten
entsprechend. Ein Vertrauensschutz bestehe fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht. Ihm sei
bekannt gewesen, dass die Ã�berweisungen fehlerhaft gewesen seien. 

Mit dem Widerspruch vom 17. Juni 2016 wandte sich der KlÃ¤ger gegen den
Erstattungsbescheid. Er sei Erbe seines verstorbenen Vaters geworden und habe
bereits einen Erbschein beantragt. Er habe bisher keinen Zugriff auf die
Kontounterlagen gehabt und kÃ¶nne daher nicht bestÃ¤tigen, ob ein Betrag i.H.v.
1.468 â�¬ eingegangen sei. Mit weiterem Schreiben vom 17. August 2016 legte der
KlÃ¤ger den Erbschein vom 14. Juni 2016 vor. Er wies darauf hin, dass nach dem
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Tod des Erblassers noch Mieten und andere Verbindlichkeiten wie Telefon und
Versicherungen vom Konto abgebucht worden seien. Von dem verbliebenen Geld
seien die Beerdigungskosten gezahlt worden. Ein Nachlass sei daher nicht
vorhanden und er berufe sich auf Â§ 1990 Abs. 1 Satz 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch
(BGB).

Mit Widerspruchsbescheid vom 7. Dezember 2016 wies der Beklagte den
Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck. FÃ¼r die Monate MÃ¤rz und April 2016 seien
nach dem Tod des LeistungsempfÃ¤ngers insgesamt 1.468 â�¬ auf dessen Konto
Ã¼berwiesen worden. Dieser Betrag gehÃ¶re nicht zum Nachlass und sei vom
Erben nach Â§ 50 Abs. 2 SGB X zu erstatten. Der KlÃ¤ger als Erbe seines Vaters
kÃ¶nne sich nicht auf Vertrauensschutz in entsprechender Anwendung des Â§ 45
Abs. 2 Satz 1 SGB X berufen, da ihm die Fehlerhaftigkeit der Ã�berweisungen
bekannt gewesen sei.

Der KlÃ¤ger hat am 5. Januar 2017 Klage beim Sozialgericht (SG) Halle erhoben.
Dieses hat den Rechtsstreit mit Beschluss vom 8. Februar 2017 an das Ã¶rtlich
zustÃ¤ndige SG Magdeburg verwiesen.

Der KlÃ¤ger hat darauf verwiesen, dass er von der Ã�berweisung der Leistungen auf
das Konto des Verstorbenen zunÃ¤chst keine Kenntnis gehabt habe. Erst bei
Sichtung der Kontounterlagen am 29. April 2016 habe er die Zahlungen festgestellt.
Zwischenzeitlich seien jedoch die Mieten fÃ¼r MÃ¤rz und April 2016 sowie weitere
Kosten fÃ¼r Strom und Telefon vom Konto abgebucht worden. Mit dem
verbliebenen Guthaben seien Beerdigungskosten bezahlt worden, so dass letztlich
kein Nachlass vorhanden gewesen sei. Er sei letztlich nicht bereichert. Ihm kÃ¶nne
auch kein vorsÃ¤tzliches oder grob fahrlÃ¤ssiges Verhalten vorgeworfen werden.
Vielmehr habe er sich selbst an den Beklagten gewandt und um KlÃ¤rung gebeten.
DarÃ¼ber hinaus hÃ¤tte der Beklagte Ermessen ausÃ¼ben mÃ¼ssen, da er diesem
gegenÃ¼ber als AuÃ�enstehender und nicht als LeistungsempfÃ¤nger anzusehen
sei.

Der Beklagte hat darauf verwiesen, dass sich die Bewilligungsentscheidungen
aufgrund des Todes des Vaters nach Â§ 39 Abs. 2 SGB X erledigt hÃ¤tten, so dass
die RÃ¼ckforderung gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger nach Â§ 50 Abs. 2 SGB X geltend
gemacht worden sei. Die nach dem Tod gezahlten BetrÃ¤ge gehÃ¶rten nicht zum
Nachlass, so dass der Entreicherungseinwand nicht eingreife.
ErmessenserwÃ¤gungen seien nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) aufgrund der Sonderregelungen in Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§ 330
Abs. 2, 3 Drittes Buch Sozialgesetzbuch, ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) nicht
anzustellen. 

Mit Urteil vom 19. Juli 2022 hat das SG den Bescheid des Beklagten vom 26. Mai
2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 7. Dezember 2016 aufgehoben
und den Streitwert auf 1.468 â�¬ festgesetzt. Der Erstattungsbescheid sei
rechtswidrig, da der Beklagte bei seiner Entscheidung kein Ermessen ausgeÃ¼bt
habe. Nach der Rechtsprechung des BSG sei dies aufgrund der Verweisung in Â§ 50
Abs. 2 SGB X auf Â§ 45 SGB X erforderlich. Dies gelte auch fÃ¼r den Fall, dass â��
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wie hier â�� der KlÃ¤ger sich nicht auf Vertrauensschutz berufen kÃ¶nne.

Der Beklagte hat gegen das ihm am 11. August 2022 zugestellte Urteil am 9.
September 2022 Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt
eingelegt. Er hat weiterhin darauf verwiesen, dass eine Ermessensentscheidung
nicht habe getroffen werden mÃ¼ssen. Dies ergebe sich aus der Sonderregelung in 
Â§ 40 SGB II i.V.m. Â§ 330 SGB III.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des SG Magdeburg vom 19. Juli 2022 (Az. S 33 AS 516/17) aufzuheben
und die Klage gegen den Bescheid vom 26. Mai 2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 7. Dezember 2016 abzuweisen. 

Der KlÃ¤ger beantragt,

unter Aufrechterhaltung des Urteils des SG Magdeburg vom 19. Juli 2022 die
Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Er hat auf das aus seiner Sicht zutreffende Urteil des SG verwiesen. Es sei eine
Ermessensentscheidung erforderlich gewesen, da die Regelungen in Â§ 330 SGB III
fÃ¼r ihn als AuÃ�enstehenden im VerhÃ¤ltnis zum Beklagten nicht anzuwenden
seien.

Der KlÃ¤ger hat mit Schriftsatz vom 16. Januar 2023 und der Beklagte mit
Schriftsatz vom 20. Dezember 2023 einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung zugestimmt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte des
Beklagten ergÃ¤nzend verwiesen. Diese sind Gegenstand der Entscheidungsfindung
gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

1. a.

Der Senat konnte den Rechtsstreit ohne eine mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheiden, da sich die Beteiligten Ã¼bereinstimmend hiermit einverstanden
erklÃ¤rt haben (Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz [SGG]).

b.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Insbesondere ist sie form- und fristgerecht erhoben
worden (Â§ 151 Abs. 1 SGG) sowie nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG statthaft, da
der Beschwerdewert aufgrund des Erstattungsbetrags i.H.v. 1.468 â�¬ Ã¼ber 750
â�¬ liegt. 
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2. 

Die Berufung des Beklagten ist begrÃ¼ndet. Das erstinstanzliche Urteil ist
aufzuheben und die Klage abzuweisen. Die Anfechtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs.
1 Satz 1 SGG ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet gewesen. Der Erstattungsbescheid
vom 26. Mai 2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 7. Dezember 2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der Beklagte
fordert von ihm zu Recht Leistungen i.H.v. 1.468 â�¬ zurÃ¼ck.

a.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erstattungsbescheid sind Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II
i.V.m. Â§ 50 Abs. 2, 3 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II, Â§ 330 Abs. 2 SGB III
und Â§ 45 SGB X heranzuziehen.

b.

Der Erstattungsbescheid ist in formeller Hinsicht nicht zu beanstanden.

aa. 

Der angefochtene Bescheid ist nicht wegen fehlender AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers (Â§
24 SGB X) schon formell rechtswidrig. Denn diese wurde durch das
Widerspruchsverfahren, in dem sich der KlÃ¤ger zu allen relevanten Punkten
Ã¤uÃ�ern konnte, geheilt (Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3 SGB X, vgl. BSG Urteil vom 29. April
2015, B 14 AS 10/14 R, juris, Rn. 21). 

bb.

Der Erstattungsbescheid ist inhaltlich hinreichend bestimmt i.S.v. Â§ 33 Abs. 1 SGB
X. HierfÃ¼r ist ausreichend, dass der zu erstattende Betrag beziffert wurde. Dies ist
vorliegend der Fall. Der Beklagte hatte im Bescheid vom 26. Mai 2016 dargelegt,
dass auf das Konto des Verstorbenen noch 1.468 â�¬ fÃ¼r den Zeitraum bis 30.
April 2016 gezahlt worden seien. Dieser Betrag sei zu erstatten. FÃ¼r den KlÃ¤ger
war damit ohne weiteres erkennbar, was der Beklagte zu regeln bezweckte, so dass
er sein Verhalten danach ausrichten konnte (vgl. BSG Urteil vom 17. Dezember
2009, B 4 AS 30/09 R, juris, Rn. 16).

cc.

Der Beklagte hatte auch die Jahresfrist nach Â§ 45 Abs. 4 Satz 2 SGB X eingehalten,
der nach Â§ 50 Abs. 2 Satz 2 SGB X entsprechend anwendbar ist. Er hatte am 5.
April 2016 Kenntnis darÃ¼ber erhalten, dass der LeistungsempfÃ¤nger am 26.
Februar 2016 verstorben und daher eine Ã�berzahlung fÃ¼r MÃ¤rz und April 2016
eingetreten war. Der Erstattungsbescheid war noch im Mai 2016 bekannt gegeben
worden. 

c.
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Der Erstattungsbescheid ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig. Die Voraussetzungen
nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II i.V.m. Â§ 50 Abs. 2, 3 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 2 Nr.
3 SGB II, Â§ 330 Abs. 2 SGB III und Â§ 45 SGB X sind erfÃ¼llt.

aa. 

Nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II gilt fÃ¼r das Verfahren nach dem SGB II das SGB X.
GemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 2 Satz 1 SGB X sind Leistungen zu erstatten, soweit sie ohne
Verwaltungsakt zu Unrecht erbracht worden sind. Â§Â§ 45 und 48 SGB X gelten
entsprechend. Nach Â§ 50 Abs. 3 Satz 1 SGB X ist die zu erstattende Leistung durch
schriftlichen Verwaltungsakt festzusetzen.

Dem Erstattungsanspruch nach Â§ 50 Abs. 2 SGB X steht auch kein vorrangiger
RÃ¼ckÃ¼berweisungsanspruch gegen das kontofÃ¼hrende Kreditinstitut nach Â§
40 Abs. 5 Satz 2 SGB II i.V.m. Â§ 118 Abs. 3 bis 4a Sechstes Buch Sozialgesetzbuch,
Gesetzliche Rentenversicherung (SGB VI) entgegen. Diese Verweisung ist erst zum
1. August 2016 und damit nach der Zahlung in das SGB II eingefÃ¼gt worden. FÃ¼r
die Zeit vor dem 1. August 2016 verblieb daher nur die MÃ¶glichkeit, den Erben
nach Â§ 50 Abs. 2 SGB X bei ErfÃ¼llung der dortigen Voraussetzungen in Anspruch
zu nehmen.

Die Anwendung des Â§ 50 Abs. 2 SGB X tritt auch nicht deshalb hinter einen
Ã¶ffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch zurÃ¼ck, da der Erbe als
auÃ�enstehender Dritter anzusehen wÃ¤re. Dies wÃ¤re nur dann der Fall, wenn die
Ã¶ffentlich-rechtliche Zielrichtung der Zahlung entfallen wÃ¤re oder gar nicht
bestanden hÃ¤tte (BSG, Urteil vom 22. August 2012, B 14 AS 165/11 R, juris, Rn. 21
f.; auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 9. Dezember 2008, L 13 AS 651/07,
juris, Rn. 16). Eine solche Konstellation kann z.B. bei Zahlungen an den Vermieter
vorliegen (vgl. LSG Bayern, Urteil vom 21. Januar 2013, L 7 AS 381/12, juris, Rn. 36
ff.).

Dies ist jedoch vorliegend nicht gegeben. Der Beklagte hatte zur ErfÃ¼llung einer
vermeintlich bestehenden Leistungsverpflichtung gegenÃ¼ber dem Verstorbenen
gezahlt. Der Grund fÃ¼r die Ã�berzahlung war vorliegend die Fortwirkung des im
Rahmen der ursprÃ¼nglichen Leistungsbewilligung eingerichteten Dauerauftrags
des Beklagten fÃ¼r dessen Konto. Es bestanden trotz der Beendigung des
Ã¶ffentlich-rechtlichen RechtsverhÃ¤ltnisses zwischen dem Beklagten und dem
ursprÃ¼nglichen Leistungsberechtigten nachwirkende Rechte und Pflichten, in die
der KlÃ¤ger als Erbe und Gesamtrechtsnachfolger eingetreten ist (BSG, a.a.O., juris,
Rn. 21 und 22). Die Rechtsprechung und Literatur gehen daher Ã¼bereinstimmend
davon aus, dass der Erbe fÃ¼r Zahlungen nach dem Tod des Leistungsberechtigten
nach Â§ 50 Abs. 2 SGB X haftet. Der LeistungstrÃ¤ger ist also nicht auf den
(allgemeinen) Ã¶ffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch zu verweisen (BSG, Urteil
vom 10. Juli 2012, B 13 R 105/11 R, juris, Rn. 20; LÃ¶cken in Luik/Harich, 6. Aufl.
2024, SGB II, Â§ 40, Rn. 120; Kallert in beck-online.GROSSKOMMENTAR, Stand 1.
August 2021, Â§ 40, Rn. 150 ff.). Dies wird auch durch die gesetzliche Regelung in 
Â§ 118 Abs. 4 Satz 4 SGB VI bestÃ¤tigt, wonach ein Anspruch gegen den Erben nach
Â§ 50 SGB X unberÃ¼hrt bleibe. 

                             6 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/118.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%20165/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20AS%20651/07
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%207%20AS%20381/12
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20R%20105/11%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/118.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html


 

bb.

Die Voraussetzungen des Â§ 50 Abs. 2 Satz 1 SGB X sind erfÃ¼llt, weil der Beklagte
ohne Rechtsgrund Leistungen auf das bisherige Konto des Verstorbenen Ã¼ber den
Sterbemonat hinaus gezahlt hatte. Die ursprÃ¼ngliche Leistungsbewilligung mit
dem Bescheid vom 8. Oktober 2015 in der Fassung des Ã�nderungsbescheids vom
29. November 2015 hatte sich nach Â§ 39 Abs. 2 SGB X durch den Tod des
Leistungsberechtigten auf sonstige Weise erledigt (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 18.
MÃ¤rz 1999, B 14 KG 6/97 R, juris, Rn. 17; BSG, Urteil vom 10. Juli 2012, B 13 R
105/11 R, juris, Rn. 20; LÃ¶cken in Luik/Harich, 6. Aufl. 2024, SGB II, Â§ 40 Rn. 115).
Dieser ist am 26. Februar 2016 verstorben, so dass jedenfalls fÃ¼r MÃ¤rz und April
2016 eine rechtsgrundlose Zahlung vorlag.

cc.

Der KlÃ¤ger ist auch Schuldner der Erstattungsforderung. Er ist ausweislich des
vorgelegten Erbscheins vom 14. Juni 2016 Alleinerbe seines Vaters und damit in
sÃ¤mtliche Rechte und Pflichten nach Â§ 1922 Abs. 1 BGB im Wege der
Gesamtrechtsnachfolge eingetreten. Dies beinhaltet auch die Rechtsnachfolge
hinsichtlich der Inhaberschaft des Girokontos, auf das die Leistungen nach dem SGB
II ausgezahlt worden sind. Insoweit hat das SG zutreffend festgestellt, dass die
Zahlungen nicht Bestandteil des Nachlasses des Vaters des KlÃ¤gers geworden
sind. Vielmehr waren die Zahlungen an den KlÃ¤ger selbst erfolgt. Der Einwand,
dass der Nachlass fÃ¼r die RÃ¼ckerstattung unzureichend sei (Â§ 1990 Abs. 1 Satz
1 BGB), ist daher unerheblich.

dd.

Des Weiteren sind die Voraussetzungen des Â§ 45 SGB X, der nach Â§ 50 Abs. 2
Satz 2 SGB X entsprechend anwendbar ist, erfÃ¼llt. Nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 1 und 2
SGB X darf ein rechtswidriger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nicht
zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der BegÃ¼nstigte auf den Bestand des
Verwaltungsaktes vertraut hat und sein Vertrauen unter AbwÃ¤gung mit dem
Ã¶ffentlichen Interesse an einer RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. Das Vertrauen ist
in der Regel schutzwÃ¼rdig, wenn der BegÃ¼nstigte erbrachte Leistungen
verbraucht oder eine VermÃ¶gensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder
nur unter unzumutbaren Nachteilen rÃ¼ckgÃ¤ngig machen kann. Auf Vertrauen
kann sich der BegÃ¼nstigte u.a. gemÃ¤Ã� Satz 3 Nr. 3 nicht berufen, soweit er die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder in Folge grober FahrlÃ¤ssigkeit
nicht kannte; grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der BegÃ¼nstige die
erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat. Nach Â§ 45 Abs. 4
Satz 1 SGB X wird in den zuletzt wiedergegebenen FÃ¤llen des Satzes 3 der
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen. 

Da im Rahmen des Â§ 50 Abs. 2 SGB X kein Verwaltungsakt aufgehoben wird,
bezieht sich die PrÃ¼fung des Vertrauensschutzes auf die faktische
LeistungsgewÃ¤hrung, d.h. hier die Ã�berweisungen fÃ¼r MÃ¤rz und April 2016
nach dem Tod des Leistungsberechtigten.
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Nach Auffassung des Senats kann sich der KlÃ¤ger nicht auf Vertrauensschutz
berufen. Die Ã�berzahlungen nach dem Tod des ursprÃ¼nglichen
Leistungsberechtigten waren anhand der Kontobewegungen fÃ¼r den KlÃ¤ger klar
erkennbar und sind von diesem nach Einsicht in die Kontounterlagen im April 2016
auch erkannt worden. Dem KlÃ¤ger musste auch klar sein, dass eine
Leistungsberechtigung fÃ¼r diese Zahlungen fÃ¼r MÃ¤rz und April 2016 nicht mehr
bestanden hatte. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts fÃ¼r den
verstorbenen Vater konnten nicht mehr beansprucht werden. Dies zeigt auch der
Umstand, dass der KlÃ¤ger â�� wenn auch verspÃ¤tet â�� den Todesfall beim
Beklagten mitgeteilt hatte. Von einer RechtmÃ¤Ã�igkeit der Zahlungen an ihn
selbst konnte der KlÃ¤ger nicht ausgehen, da der Beklagte ersichtlich in ErfÃ¼llung
der ursprÃ¼nglichen und vermeintlich noch bestehenden Leistungsbewilligung an
den Verstorbenen gezahlt hatte. 

ee. 

Der KlÃ¤ger kann sich auch nicht auf Entreicherung berufen. Im
Anwendungsbereich des Â§ 50 Abs. 2 SGB X finden weder der Ã¶ffentlich-rechtlich
Erstattungsanspruch noch die Vorschriften Ã¼ber die ungerechtfertigte
Bereicherung nach Â§Â§Â°812 ff. BGB Anwendung (BSG, Urteil vom 18. MÃ¤rz 1999,
B 14 KG 6/97 R, juris, Rn. 14; Merten in Hauck/Noftz, SGB X, 3.
ErgÃ¤nzungslieferung 2024, Â§ 50 SGB X, Rn. 56). 

UnabhÃ¤ngig davon war KlÃ¤ger auch nicht entreichert. Denn er hatte die
Befreiung von Verbindlichkeiten erlangt, die ihm gegenÃ¼ber erst entstanden
waren, nachdem er in die VertragsverhÃ¤ltnisse des Verstorbenen eingetreten war
(Mietforderungen, Telefonkosten, VersicherungsbetrÃ¤ge). 

ff.

SchlieÃ�lich ist entgegen der Auffassung des SG und des KlÃ¤gers der
Erstattungsbescheid nicht deshalb materiell rechtswidrig, weil der Beklagte kein
Ermessen ausgeÃ¼bt hatte. 

Das BSG hat bereits in seiner Entscheidung vom 22. August 2012 (B 14 AS 165/11 R
, juris, Rn. 28) ausgefÃ¼hrt, dass die ErmessensausÃ¼bung durch die in Â§ 40 Abs.
1 Satz 2 Nr. 3 SGB II angeordnete ebenfalls entsprechende Geltung des Â§ 330 Abs.
2 SGB III ausgeschlossen ist (vgl. auch LSG Schleswig-Holstein, Urteil vom 10.
Oktober 2016, L 6 AS 97/14; LSG Sachsen, Urteil vom 7. Juni 2012, L 3 AL 208/09;
LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 9. Dezember 2008, L 13 AS 651/07 und Urteil
vom 12. Juni 2013, L 3 AL 1677/11, jeweils verÃ¶ffentlicht in juris). Der Senat
schlieÃ�t sich dieser Auslegung ausdrÃ¼cklich an. Die Regelung des Â§ 330 Abs. 2
SGB III dient in einer Massenverwaltung der VerfahrensÃ¶konomie. Sie
berÃ¼cksichtigt zudem, dass bei Vorliegen der Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 2
Satz 3 Nr. 1 bis 3 SGB X die ErmessensausÃ¼bung regelmÃ¤Ã�ig nicht zugunsten
des EmpfÃ¤ngers der Leistung ausfallen wird, da dann gerade kein Grund fÃ¼r das
BehaltendÃ¼rfen der Leistungen ersichtlich ist. 
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Entsprechendes gilt jedoch auch im Falle des Â§ 50 Abs. 2 SGB X (BSG, Urteil vom
22. August 2012, B 14 AS 165/11 R, juris, Rn. 31). Es bestehen im Ã�brigen keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r, warum EmpfÃ¤nger von Leistungen ohne gesicherte
Rechtsposition anders zu behandeln sein sollten als EmpfÃ¤nger von Leistungen
aufgrund eines Verwaltungsakts. 

Soweit der KlÃ¤ger darauf verweist, dass die Rechtsprechung des BSG nicht zu
einer Situation nach Eintreten eines Erbfalls ergangen sei, ist dies nicht zutreffend.
Das BSG hat ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt: â��GrÃ¼nde fÃ¼r eine die in Â§ 40 Abs.
1 Satz 2 Nr. 1 SGB II aF angeordnete Geltung des Â§ 330 Abs. 2 SGB III
einschrÃ¤nkende Auslegung in den FÃ¤llen des Â§ 50 Abs. 2 SGB X sind â�� wie
dargelegt â�� nicht zu erkennen.â�� (Urteil vom 22. August 2012, B 14 AS 165/11 R
, juris, Rn. 33). Wie bereits dargelegt, ist der KlÃ¤ger als Alleinerbe nicht als
auÃ�enstehender Dritter anzusehen, sondern unterfÃ¤llt dem Anwendungsbereich
des Â§ 50 Abs. 2 SGB X. 

DarÃ¼ber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass selbst bei einem auÃ�enstehenden
Dritten und der ErÃ¶ffnung des Anwendungsbereichs des Ã¶ffentlich-rechtlichen
Erstattungsanspruchs keine ErmessenserwÃ¤gungen anzustellen wÃ¤ren. Insoweit
ist nicht ersichtlich, woraus die Besserstellung des Erben als
Gesamtrechtsnachfolger des Leistungsberechtigten abgeleitet werden sollte. 

gg. 

Die HÃ¶he der Erstattung ergibt sich aus der Ã�berzahlung fÃ¼r die beiden
streitigen Monate i.H.v. insgesamt 1.468 â�¬.

3. 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung. Es handelt sich um ein gerichtskostenpflichtiges
Verfahren, weil weder der KlÃ¤ger noch der Beklagte zu den privilegierten Personen
i.S.d. Â§ 183 Satz 1 bis 3 SGG gehÃ¶ren. Insbesondere ist der KlÃ¤ger nicht als
LeistungsempfÃ¤nger, sondern als Erbe seines ursprÃ¼nglich leistungsberechtigten
Vaters am Verfahren beteiligt. Damit trÃ¤gt er die Gerichtskosten in beiden
RechtszÃ¼gen und seine auÃ�ergerichtlichen Kosten. 

4. 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 SGG). Es
handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter Rechtsgrundlage und
unter Anwendung der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung.

5. 

Die Streitwertfestsetzung folgt aus Â§ 63 Abs. 2 Satz 1 Gerichtskostengesetz (GKG)
i.V.m. Â§ 52 Abs. 1 und 3 GKG. Vorliegend ist ein Betrag i.H.v. 1.468 â�¬ zwischen
den Beteiligten streitig, so dass der Streitwert in dieser HÃ¶he festzusetzen war.
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